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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

 

Saubere Investments - Landesvermögen nachhaltig und klimaschützend anlegen  

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

Zu einer nachhaltigen Finanzpolitik gehört es, Landesvermögen intelligent und verantwor-

tungsbewusst einzusetzen. Mittel der Sondervermögen und Rücklagen des Landes müssen 

bei Anlagen daher nicht nur den Grundsätzen Sicherheit, Rendite und Liquidität genügen, 

sondern müssen auch soziale und ökologische Kriterien berücksichtigen. 

 

Die Landesregierung wird dazu aufgefordert, die vorhandene Anlagestrategie im Hinblick auf 

ethische und ökologische Kriterien konsequent anzupassen. 

 

Die Engagements in fossile und klimaschädliche Investments sind bis spätestens Ende 2023 

ohne Verluste zu beenden. Eine entsprechende Novellierung der gesetzlichen Grundlagen im 

Pensionsfondsgesetz und weiteren Regelungen zur Anlagenpolitik, die Kriterien der Nachhal-

tigkeit im Sinne ökologischer, sozialer und ethischer Belange bei Investments verpflichtend 

berücksichtigen, soll die Landesregierung dazu parallel vorlegen.  

 

 

 

Begründung 

 

Zur Nachhaltigkeit der Finanzpolitik gehört auch, das Vermögen des Landes nicht nur sicher, 

sondern auch ethisch und ökologisch verantwortlich anzulegen. Wir benötigen eine Divest-

mentstrategie des Landes, die Investitionen in überholte fossile Geschäftsmodelle beendet. 

Das Pensionsfondsgesetz braucht klare und verpflichtende Vorgaben zum ESG-Investing (En-

vironmental, Social and Governance) des Landes. Damit soll die Berücksichtigung von Um-

welt-, Sozial- und Governance-Standards bei Anlageentscheidungen verbindlich gesichert 

werden. 
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Bereits in der letzten Legislatur haben wir die ethische und ökologische Dimension der Lan-

desfinanzen in diesem Bereich bearbeitet und es wurde 2017 im Finanzministerium ein 

Nachhaltigkeitsrat eingesetzt, um ökologische und ethische Grundsätze im Anlageprozess zu 

stärken. Die Resultate genügen den dringend nötigen Anstrengungen zum Kilmaschutz und 

ethischen Ansprüchen jedoch nicht, weshalb wir eine beschriebene gesetzliche Absicherung 

anstreben, verbunden mit dem Carbon Divestment aus fossilen und klimaschädlichen Anla-

gen des Landes. 
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